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Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder wird der Anwendungserlass zur Abgabenordnung vom 31. Januar 2014 (BStBl I 
S. 290), der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 6. August 2021 (BStBl I S. 1036) geändert 
worden ist, mit sofortiger Wirkung wie folgt geändert: 

1. Dem AEAO zu § 26 wird folgende neue Nummer 5 angefügt: 

„5. Zur Behandlung von Steuerzahlungen an eine aufgrund eines Zuständigkeits-
wechsels nicht mehr zuständige Finanzkasse vgl. AEAO zu § 224, Nr. 3.“ 

2. Der AEAO zu § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 7 wird folgt wie folgt geändert: 

aa) Der Spiegelstrich zum Steuerberatungsgesetz wird wie folgt gefasst: 

„- § 5 Abs. 2 bis 5 und §§ 10, 10a des Steuerberatungsgesetzes;“ 

bb) Im letzten Spiegelstrich wird der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und 
folgender Spiegelstrich angefügt: 

www.bundesfinanzministerium.de 

mailto:poststelle@bmf.bund.de
http:www.bundesfinanzministerium.de


 
Seite 2  „- § 9 Abs. 2 des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der 

Industrie- und Handelskammern.“ 

b) Die Nummer 11.13 wird wie folgt gefasst: 

„11.13  Liegen den Finanzbehörden Anhaltspunkte zu Misshandlungen von 
Kindern i. S. d. § 223 StGB, zu Misshandlungen von Schutzbefohlenen 
i. S. d. § 225 StGB oder zur gröblichen Verletzung der Fürsorge- oder 
Erziehungspflicht i. S. d. § 171 StGB vor, die sie im Besteuerungs- bzw. 
Steuerstrafverfahren erlangt haben, ist eine Offenbarung dieser 
Kenntnisse an die Sozialbehörden bzw. Strafverfolgungsbehörden nach 
§ 30 Abs. 4 Nr. 5 zulässig.“ 

3. In Satz 2 des ersten Absatzes der Nummer Nr. 4.4.1 des AEAO zu § 89 wird die Angabe 
„(§ 89 Abs. 3 Satz 2 AO)“ durch die Angabe „(§ 89 Abs. 3 Satz 3 AO)“ ersetzt. 

4. Die Nummer 2 des AEAO zu § 108 wird wie folgt gefasst: 

„2. § 108 Abs. 3 AO gilt auch für die Dreitage-Regelungen (§ 122 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 2a, 
§ 122a Abs. 4, § 123 Satz 2 AO; § 4 Abs. 2 VwZG), die Monats-Regelungen (§ 122 
Abs. 2 Nr. 2, § 123 Satz 2 AO), die Zweiwochen-Regelung (§ 122 Abs. 4 Satz 3 AO) 
zum Zeitpunkt der Bekanntgabe eines Verwaltungsakts (BFH-Urteil vom 
14.10.2003, IX R 68/98, BStBl II S. 898), die Erklärungsfrist (§ 149 AO) und für die 
Festsetzungsfrist (vgl. BFH-Urteil vom 20.1.2016, VI R 14/15, BStBl II S. 380).“ 

5. Im ersten Absatz der Nummer 1.8.4 des AEAO zu § 122 wird folgender Satz angefügt: 

 „Eine elektronische Bekanntgabe nach § 122a AO ist in allen Fällen zulässig (vgl. AEAO 
zu § 122a, Nr. 3).“ 

6. Der AEAO zu § 122a wird wie folgt gefasst: 

„Zu § 122a - Bekanntgabe von Verwaltungsakten durch Bereitstellung zum 
Datenabruf: 

1. Durch die Datenbereitstellung von Verwaltungsakten der Landesfinanzbehörden 
nach § 122a AO über die Kommunikationsplattform ELSTER im Format PDF/A 
wird ein sicheres Verfahren verwendet, das die Vertraulichkeit und Integrität des 
Datensatzes gewährleistet (§ 87a Abs. 8 AO). Die elektronische Benachrichtigung 
an die abrufberechtigte Person über die Bereitstellung der Daten zum Abruf bedarf 
keiner Verschlüsselung (§ 87a Abs. 1 Satz 5 AO).  
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die Finanzbehörde die Beweislast für deren Zugang. Trägt die abrufberechtigte 
Person substantiiert und unwiderlegbar vor, die Benachrichtigung erst nach dem in 
§ 122a Abs. 4 Satz 1 AO fingierten Bekanntgabetag erhalten zu haben, wurden die 
Daten von der abrufberechtigten Person aber tatsächlich abgerufen, gilt der 
Verwaltungsakt an dem Tag als bekannt gegeben, an dem der Datenabruf tatsächlich 
erfolgt ist. Gelingt der Finanzbehörde der Nachweis des Zugangs der 
Benachrichtigung nicht und wurden die Daten auch von keiner dazu berechtigten 
Person abgerufen, gilt der Verwaltungsakt als nicht zugegangen. In diesem Fall ist 
die Bekanntgabe - vorzugsweise im schriftlichen Verfahren - zu wiederholen. 

3. Eine elektronische Bekanntgabe nach § 122a AO an im Ausland ansässige 
Empfänger ist auch in den Fällen zulässig, in denen der Ansässigkeitsstaat in der 
Negativliste der Nr. 3.1.4.1 des AEAO zu § 122 aufgeführt ist.“ 

7. Dem AEAO zu § 150 werden folgende neue Nummern 4 bis 4.2 angefügt.  

„4.  Die Anwendung des § 150 Abs. 8 AO setzt das Vorliegen einer Härtefallregelung in 
den Einzelsteuergesetzen voraus. § 150 Abs. 8 AO ergänzt diese Regelungen 
dahingehend, dass die Finanzbehörde einem Antrag zu entsprechen hat, wenn die 
unbillige Härte darin besteht, dass dem Steuerpflichtigen die Erklärungsabgabe nach 
amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung wirtschaftlich 
oder persönlich nicht zumutbar ist. Bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 150 
Abs. 8 AO besteht kein Ermessensspielraum (vgl. BFH-Urteil vom 16.6.2020, VIII R 
29/19, BStBl 2021 II S. 290).  

4.1. Bei der Prüfung, ob eine Erklärungsabgabe nach amtlich vorgeschriebenem 
Datensatz durch Datenfernübertragung für den antragstellenden Steuerpflichtigen 
wirtschaftlich oder persönlich unzumutbar ist, sind alle Umstände des Einzelfalls zu 
berücksichtigen. 

4.1.1. Wirtschaftliche Unzumutbarkeit i. S. d. § 150 Abs. 8 AO liegt insbesondere vor, 
wenn die Schaffung der technischen Möglichkeiten für eine Datenfernübertragung 
des amtlich vorgeschriebenen Datensatzes nur mit einem nicht unerheblichen 
finanziellen Aufwand möglich wäre, wenn also die Kosten für die Schaffung der 
technischen Voraussetzungen in keinem wirtschaftlich sinnvollen Verhältnis mehr 
zu den Einkünften stehen, wegen derer die Erklärung nach amtlich vorgeschriebenem 
Datensatz durch Datenfernübertragung zu übermitteln ist (vgl. BFH-Urteile vom 
16.6.2020, VIII R 29/17, BStBl 2021 II S. 288 und VIII R 29/19, BStBl 2021 II 
S. 290). Das Fehlen der für eine elektronische Übermittlung der Steuererklärung 
erforderlichen Technik hingegen genügt bei wirtschaftlicher Zumutbarkeit alleine 
nicht, um einen Anspruch auf Befreiung von der Abgabe der Steuererklärung in 



 
Seite 4  elektronischer Form zu begründen (vgl. BFH-Urteil vom 14.3.2012, XI R 33/09, 

BStBl II S. 477). Finanzielle Verhältnisse des Steuerpflichtigen, die nicht mit den 
Einkünften in Zusammenhang stehen, die für die elektronische Übermittlungspflicht 
einer Erklärung ursächlich sind, sind bei Feststellung der Verhältnismäßigkeit nicht 
zu berücksichtigen (vgl. BFH-Urteil vom 16.6.2020, VIII R 29/19, a.a.O.). 

4.1.2. Persönliche Unzumutbarkeit i. S. d. § 150 Abs. 8 AO liegt insbesondere vor, wenn 
der Steuerpflichtige nach seinen individuellen Kenntnissen und Fähigkeiten nicht 
oder nur eingeschränkt in der Lage ist, die Möglichkeiten der Datenfernübertragung 
zu nutzen. Dies ist z. B. der Fall, wenn der Steuerpflichtige über keinerlei 
Medienkompetenz verfügt und aufgrund seiner aktuellen körperlichen oder geistigen 
Fähigkeiten auch keinen Zugang zur Computertechnik finden kann (vgl. BFH-Urteil 
vom 14.3.2012, XI R 33/09, a.a.O.). 

4.2. Eine (nur) für einen Veranlagungszeitraum bzw. für ein Kalenderjahr gewährte 
Befreiung hat keine Dauerwirkung (vgl. BFH-Urteil vom 16.6.2020, VIII R 29/17, 
BStBl 2021 II S. 288).“ 

8. Der zweite Satz der Nummer 2 des AEAO zu § 168 wird wie folgt gefasst: 

„Bis dahin ist sie als Antrag auf Steuerfestsetzung (§ 155 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 5 AO) 
anzusehen.“ 

9. Die Nummer 2 des AEAO zu § 171 wird durch folgende neue Nummern 2 bis 2.5 ersetzt: 

„2. Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 3 AO 

2.1 Eine Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 3 AO setzt voraus, dass der Steuerpflichtige 
außerhalb des Einspruchs- oder Klageverfahrens und vor Ablauf der 
Festsetzungsfrist einen Antrag auf Steuerfestsetzung oder auf Aufhebung oder 
Änderung einer Steuerfestsetzung stellt. Ist innerhalb der Festsetzungsfrist kein 
solcher Antrag des Steuerpflichtigen eingegangen, kann keine Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand nach § 110 Abs. 1 AO mit dem Ziel einer rückwirkenden 
Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 3 AO gewährt werden (vgl. BFH-Urteil vom 
24.1.2008, VII R 3/07, BStBl II S. 462). 

Einem vor Ablauf der Festsetzungsfrist bei dem zuständigen Finanzamt ausdrücklich 
gestellten Antrag auf Steuerfestsetzung oder auf Aufhebung oder Änderung einer 
Steuerfestsetzung kommt die Rechtswirkung des § 171 Abs. 3 AO nur dann zu, wenn 
sich das vom Steuerpflichtigen verfolgte Begehren seinem sachlichen Gehalt nach 
zumindest in groben Zügen bereits aus dem Antrag selbst ergibt. Angaben zur 
betragsmäßigen Auswirkung sind für die Bestimmtheit des Antrags für sich 
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insolvenzbedingt fehlender Unterlagen - genaue Angaben objektiv (noch) nicht 
möglich sind, muss er zur Konkretisierung seines Antrags eine substantiierte eigene 
Schätzung anhand der ihm zugänglichen Erkenntnisquellen vornehmen (vgl. BFH-
Urteil vom 23.9.2020, XI R 1/19, BStBl 2021 II S. 341).  

2.2 Die Abgabe einer gesetzlich vorgeschriebenen Steuererklärung führt für sich allein 
keine Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 3 AO herbei (BFH-Urteil vom 18.6.1991, 
VIII R 54/89, BStBl 1992 II S. 124, und BFH-Beschluss vom 13.2.1995, V B 95/94, 
BFH/NV S. 756). Dies gilt hinsichtlich einer Umsatzsteuererklärung auch dann, 
wenn mit ihr ein Anspruch auf Auszahlung eines Überschusses geltend gemacht wird 
(BFH-Urteil vom 28.8.2014, V R 8/14, BStBl 2015 II S. 3). Auch in der Kombination 
von Erklärungseinreichung und damit im Zusammenhang stehender Antragstellung 
(auf Durchführung einer Festsetzung oder Feststellung) kann kein Antrag i. S. d. 
§ 171 Abs. 3 AO gesehen werden (BFH-Urteil vom 15.5.2013, IX R 5/11, BStBl II 
S. 143).  

2.3 Im Fall einer Antragsveranlagung (§ 46 Abs. 2 Nr. 8 EStG) ist die Abgabe der 
Einkommensteuererklärung - auch ohne gesondert ausdrücklich gestellten Antrag auf 
Steuerfestsetzung - ein (konkludenter) Antrag i. S. d. § 171 Abs. 3 AO (vgl. BFH-
Urteil vom 20.1.2016, VI R 14/15, BStBl II S. 380). 

2.4 Anträge auf Billigkeitsmaßnahmen nach §§ 163 oder 227 AO hemmen den 
Fristablauf nicht nach § 171 Abs. 3 AO; eine Billigkeitsentscheidung nach § 163 AO 
bewirkt aber als Grundlagenbescheid eine Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 10 AO 
(vgl. BFH-Urteil vom 21.9.2000, IV R 54/99, BStBl 2001 II S. 178). 

2.5 Selbstanzeigen (§§ 371, 378 Abs. 3 AO) und Berichtigungserklärungen (§ 153 AO) 
lösen keine Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 3 AO aus, sie bewirken ausschließlich 
eine Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 9 AO (vgl. BFH-Urteil vom 8.7.2009, 
VIII R 5/07, BStBl 2010 II S. 583).“ 

10. Die Nummer 10 des AEAO zu § 173 wird durch folgende neue Nummern 10. bis 10.2.2 
ersetzt: 

„10. Anwendung des § 173 AO in Feststellungsfällen 

10.1 Nach § 181 Abs. 1 Satz 1 AO gilt § 173 AO für die gesonderte Feststellung von 
Besteuerungsgrundlagen sinngemäß. Dies bedeutet dessen Anwendung unter 
Beachtung der Besonderheiten des Feststellungsverfahrens (vgl. u. a. BFH-Urteil 
vom 24.6.2009, IV R 55/06, BStBl II S. 950).  
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Zulässigkeit einer Änderung nach § 173 Abs. 1 AO darauf an, ob die neuen 
Tatsachen oder Beweismittel sich zugunsten oder zuungunsten des 
Steuerpflichtigen auswirken, dem der Gegenstand der Feststellung zuzurechnen 
ist. Dabei kommt es nur auf die Änderungen der festgestellten 
Besteuerungsgrundlagen selbst an, nicht auf die steuerlichen Auswirkungen in 
den Folgebescheiden (vgl. BFH-Urteil vom 24.6.2009, IV R 55/06, a. a. O.). 

10.2 Hierbei ist zu unterscheiden, ob die Feststellung auf einen Betrag oder auf eine 
Eigenschaft/rechtliche Qualifikation lautet. 

10.2.1 Lautet eine gesonderte Feststellung auf einen in Euro bemessenen Betrag (Wert, 
Einkünfte etc.), ist bei Anwendung des § 173 Abs. 1 AO auf die Änderungen 
dieses Betrags abzustellen.  

Erfolgt eine gesonderte Feststellung auch einheitlich (§ 179 Abs. 2 Satz 2 AO), 
ist hierbei nicht auf die Verhältnisse der Gesellschaft/Gemeinschaft insgesamt, 
sondern auf die Verhältnisse jedes einzelnen Feststellungsbeteiligten individuell 
abzustellen. Danach ist ein Bescheid über eine gesonderte und einheitliche 
Feststellung aufzuheben oder zu ändern, soweit Tatsachen oder Beweismittel 
nachträglich bekannt werden, die entweder zu einer Erhöhung oder - bei 
fehlendem groben Verschulden des Steuerpflichtigen - zu einer Minderung der 
Besteuerungsgrundlagen bei jedenfalls einem Feststellungsbeteiligten führen (vgl. 
BFH-Urteile vom 16.4.2015, IV R 2/12, BFH/NV S. 1331, und vom 10.9.2020, 
IV R 6/18, BStBl 2021 II S. 197). 

§ 173 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 AO ist nach § 181 Abs. 1 Satz 1 AO bei Bescheiden 
über eine gesonderte und einheitliche Feststellung sinngemäß anzuwenden (vgl. 
BFH-Urteil vom 24.6.2009, IV R 55/06, BStBl II S. 950). Die sinngemäße 
Anwendung von § 173 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 AO ist nicht auf Fälle beschränkt, in 
denen gegenläufige Änderungen von Besteuerungsgrundlagen innerhalb des 
nämlichen Feststellungsbescheids vorzunehmen sind. Die Regelung ist auch 
anzuwenden, wenn sich eine mit der steuermindernden neuen Tatsache 
zusammenhängende gegenläufige steuererhöhende Änderung aus einem anderen 
(Feststellungs- oder Steuer-) Bescheid ergibt (vgl. BFH-Urteil vom 10.9.2020, IV 
R 6/18, a. a. O.). Der Zusammenhang zwischen steuererhöhenden und steuer-
mindernden Tatsachen im Sinne von § 173 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 AO ist nämlich 
bereits gegeben, wenn der steuererhöhende Vorgang nicht ohne den 
steuermindernden Vorgang denkbar ist. 

 Beispiele: 
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Gewinnverteilungsabrede sind die Voraussetzungen des § 173 Abs. 1 Nr. 1 
AO erfüllt, soweit sich die Gewinnanteile erhöhen. Der Bescheid ist 
hingegen nach § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO zu ändern, soweit sich die 
Gewinnanteile verringern. Auf ein grobes Verschulden am nachträglichen 
Bekanntwerden einer Gewinnverteilungsabrede kommt es dabei nach § 173 
Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 AO nicht an, weil die nachträglich bekannt gewordene 
Gewinnverteilungsabrede zugleich bei dem Feststellungsbeteiligten, dessen 
Gewinnanteil sich erhöht, eine Tatsache im Sinne des § 173 Abs. 1 Nr. 1 
AO ist (BFH-Urteil vom 24.6.2009, IV R 55/06, a. a. O.). 

2. Wurden Sonderbetriebsausgaben eines Mitunternehmers zunächst (nur) in 
dessen Einkommensteuerfestsetzung als Betriebsausgaben seines 
Einzelunternehmens berücksichtigt und wird der Steuerbescheid später 
unter Wegfall dieser Ausgaben zuungunsten des Steuerpflichtigen geändert, 
ist der Gewinnfeststellungsbescheid für die Personengesellschaft bei 
nachträglichem Bekanntwerden dieser Sonderbetriebsausgaben im 
Feststellungsverfahren in sinngemäßer Anwendung des § 173 Abs. 1 Nr. 2 
Satz 2 AO insoweit zugunsten des Mitunternehmers zu ändern. Hierfür 
reicht es aus, dass sich die gegenläufige Änderung (§ 173 Abs. 1 Nr. 1 AO) 
aus dem Einkommensteuerbescheid des nämlichen Mitunternehmers ergibt 
(vgl. BFH-Urteil vom 10.9.2020, IV R 6/18, a. a. O.). 

10.2.2 Werden zu einer Feststellung, die nicht betragsmäßige Besteuerungsgrundlagen, 
sondern eine Eigenschaft oder rechtliche Bewertung zum Gegenstand hat (z. B. 
Art der Einkünfte, Grundstücksart, Zurechnung des Grundstücks), neue Tatsachen 
oder Beweismittel bekannt, findet § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO Anwendung, wenn der 
Steuerpflichtige die Änderung des Feststellungsbescheids begehrt, weil dann 
davon auszugehen ist, dass sie im Ergebnis zu einer steuerlichen Minderbelastung 
führt. In diesem Fall ist die Änderung daher nur zulässig, wenn den 
Steuerpflichtigen kein grobes Verschulden am nachträglichen Bekanntwerden der 
Tatsachen oder Beweismittel trifft; § 173 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 AO bleibt unberührt. 
§ 173 Abs. 1 Nr. 1 AO kommt dagegen zur Anwendung, wenn das Finanzamt von 
Amts wegen die Änderung einer Feststellung in der Annahme vornimmt, diese 
führe im Ergebnis zu einer steuerlichen Mehrbelastung (vgl. das zur Frage der 
Änderung der Artfeststellung für ein Grundstück ergangene BFH-Urteil vom 
16.9.1987, II R 178/85, BStBl 1988 II S. 174).“ 

11.  Dem AEAO zu § 224 wird folgende neue Nummer 3 angefügt: 
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und wird eine Zahlung auf eine von dem vormals zuständigen Finanzamt festgesetzte 
Steuer an die vormals zuständige Finanzkasse geleistet, erlischt der Steueranspruch 
sobald die Zahlung bei der unzuständigen Finanzkasse eingegangen ist und die neu 
zuständige Finanzkasse dem nach § 362 Abs. 2 i. V. m. § 185 BGB zustimmt. Die 
Zustimmung der neu zuständigen Finanzkasse nach § 362 Abs. 2 i. V. m. § 185 BGB 
gilt allgemein als auf den Zeitpunkt des Zahlungseingangs bei der vormals 
zuständigen Finanzkasse erteilt.“ 

12. Die Nummer 70.2.3 des AEAO zu § 233a wird wie folgt gefasst: 

„70.2.3 Werden in einer Endrechnung oder der zugehörigen Zusammenstellung die vor 
der Leistung vereinnahmten Teilentgelte und die auf sie entfallenden 
Umsatzsteuerbeträge nicht abgesetzt oder angegeben, so hat der Unternehmer den 
gesamten in der Endrechnung ausgewiesenen Steuerbetrag an das Finanzamt 
abzuführen. In diesen Fällen schuldet der Unternehmer den Teil der in der 
Endrechnung ausgewiesenen Steuer, der auf die vor Ausführung der Leistung 
vereinnahmten Teilentgelte entfällt, nach § 14c Abs. 1 UStG (vgl. Abschn. 14.8 
Abs. 10 Satz 1 bis 3 UStAE). Erteilt der Unternehmer dem Leistungsempfänger 
nachträglich eine berichtigte Endrechnung, die den Anforderungen des § 14 
Abs. 5 Satz 2 UStG genügt, so kann er die von ihm geschuldete Steuer in dem 
Besteuerungszeitraum berichtigen, in dem sowohl die berichtigte Endrechnung 
erteilt als auch bei Bestehen eines Rückzahlungsanspruchs der zu hoch 
ausgewiesene Rechnungsbetrag an den Leistungsempfänger zurückgezahlt wurde 
(vgl. Abschn. 14.8 Abs. 10 Satz 5 und Abschn. 17.1 Abs. 10 UStAE). Hat der 
Unternehmer die aufgrund der fehlerhaften Endrechnung nach § 14c Abs. 1 UStG 
geschuldete Steuer nicht in seiner Umsatzsteuer-Voranmeldung berücksichtigt, 
kann die Nachforderung dieser Steuer im Rahmen der Steuerfestsetzung für das 
Kalenderjahr zur Festsetzung von Nachzahlungszinsen gem. § 233a AO führen, 
wenn der Unternehmer die Endrechnung erst in einem auf das Kalenderjahr der 
ursprünglichen Rechnungserteilung folgenden Kalenderjahr berichtigt und den 
daraus ggf. resultierenden Rückzahlungsanspruch des Leistungsempfängers 
erfüllt hat. Die Erhebung von Nachzahlungszinsen ist in derartigen Fällen nicht 
sachlich unbillig (BFH-Urteil vom 19.3.2009, V R 48/07, BStBl 2010 II S. 92).“ 

13. Die Nummer 12 des AEAO zu § 234 wird wie folgt gefasst: 

„12. Wird ein Anspruch auf Rückforderung von Arbeitnehmer-Sparzulage, 
Eigenheimzulage, Investitionszulage, Mobilitätsprämie oder Wohnungsbauprämie 
gestundet, so sind - da die Vorschriften über die Steuervergütung entsprechend gelten 
- Stundungszinsen zu erheben (§ 234 i. V. m. § 37 Abs. 1 AO). Dies gilt auch für 
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Rückforderungsanspruch von Forschungszulage aus einer nach § 10 Abs. 3 FZulG 
geänderten Anrechnung beruhen.“ 

14. Der AEAO zu § 235 wird wie folgt geändert: 

a) In vierten Spiegelstrich der Nummer 2.1 wird die Angabe „Forschungszulagen,“ 
gestrichen. 

b) Die Nummer 5.1.2 wird wie folgt gefasst: 

„5.1.2 Zur Vermeidung einer Doppelverzinsung im Hinterziehungsfall sind Zinsen 
nach § 233a AO, die für denselben Zeitraum festgesetzt wurden, auf die 
festzusetzenden Hinterziehungszinsen anzurechnen (§ 235 Abs. 4 AO). Im 
Falle der Hinterziehung von Forschungszulage sind Zinsen nach § 11 FZulG 
auf Hinterziehungszinsen nach § 235 AO hinsichtlich solcher Einkommen- 
oder Körperschaftsteueransprüche, die auf einem Rückforderungsanspruch 
von Forschungszulage aus einer nach § 10 Abs. 3 FZulG geänderten 
Anrechnung beruhen, anzurechnen, soweit sie für denselben Zeitraum auf 
den Rückzahlungsanspruch der Forschungszulage festgesetzt wurden.“ 

15. Der AEAO zu § 251 wird wie folgt geändert: 

a) Die Anführungsstriche um die Wörter „starker“, „starke“, „starken“, „schwachen“ 
und „schwache“ in der Nummer 3.1, um das Wort „starken“ im Beispiel 5 
(Kraftfahrzeugsteuer) der Nummer 5.1 sowie um das Wort „starken“ in der Nummer 
5.3.1.2.2 werden gestrichen. 

b) Der drittletzte Absatz der Nummer 6.1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Insolvenzverwalter haftet nach §§ 191, 69 i. V. m. § 34 Abs. 3 AO bei 
schuldhafter Verletzung seiner steuerlichen Pflichten.“ 

c) Der dritte Absatz der Nummer 6.1 wird durch folgende Absätze ersetzt: 

„Die als Masseverbindlichkeiten entstehenden Abgabenansprüche sind durch 
Steuerbescheid geltend zu machen (BFH-Urteil vom 6.7.2011, II R 34/10, BFH/NV 
2012, S. 10). Der Insolvenzverwalter ist Bekanntgabeadressat (vgl. AEAO zu § 122, 
Nr. 1.4). Die Masse betreffende Verwaltungsakte können grundsätzlich nicht durch 
die Bekanntgabe an den Schuldner wirksam werden. Der Insolvenzverwalter ist 
verpflichtet, die entsprechenden Steuererklärungen einschließlich 
Steueranmeldungen abzugeben (vgl. AEAO zu § 251, Nr. 4.2).  
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die Masse betreffende Verwaltungsakte durch Bekanntgabe an den Schuldner 
wirksam. Steuerliche Erklärungspflichten sind insoweit vom Schuldner zu erfüllen 
(vgl. AEAO zu § 251, Nr. 13.3).“ 

d) Dem ersten Absatz der Nummer 9.1 wird folgender neuer Satz angefügt: 

 „Der Altersentlastungsbetrag gem. § 24a EStG wird quotal bei den entsprechenden 
Einkünften abgezogen (vgl. BFH-Urteil vom 27.10.2020, VIII R 19/18, BStBl 2021 
II S. XXX).“ 

e) Im Satz 2 des zweiten Absatzes der Nummer 9.1.2 wird vor dem Punkt folgendes 
Klammerzitat eingefügt: 

 „(vgl. BFH-Urteil vom 27.10.2020, VIII R 19/18, BStBl 2021 II S. XXX)“ 

f) Die Nummer 9.2 wird wie folgt geändert:  

aa) Der erste Absatz der Nummer 9.2 wird folgt gefasst: 

„Durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 
leistenden Unternehmers kommt es zu einer Aufspaltung des Unternehmens in 
mehrere selbständige Unternehmensteile. Dabei handelt es sich um die 
Insolvenzmasse und das vom Insolvenzverwalter freigegebene Vermögen sowie 
einen vorinsolvenzrechtlichen Unternehmensteil. Dies gilt auch in den Fällen der 
Eröffnung unter Anordnung der Eigenverwaltung (§ 270 Abs. 1 Satz 1, § 270f 
Abs. 1 InsO) sowie in den Fällen der Bestellung eines vorläufigen 
Insolvenzverwalters, wenn für den Schuldner ein allgemeines Verfügungsverbot 
angeordnet worden ist (§ 21 Abs. 2 Nr. 2 InsO). Die Eingangs- und 
Ausgangsumsätze sind dem Unternehmensteil zuzuordnen, der sie ausgeführt 
hat.“ 

 bb) Die beiden letzten Absätze der Nummer 9.2 werden wie folgt gefasst: 

„Zu den Einzelheiten wird insbesondere auf Abschnitt 17.1 Abs. 11 bis 16 
UStAE verwiesen.  

Hinsichtlich der Verwertung von Sicherungsgut wird insbesondere auf Abschnitt 
1.2 UStAE verwiesen.“ 

g) Der vorletzte Absatz der Nummer 11 wird wie folgt gefasst: 

„Ein bei Eröffnung des Insolvenzverfahrens bestehendes Aufrechnungsrecht bleibt 
auch dann erhalten, wenn die aufgerechnete Gegenforderung nach einem 
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IX ZR 222/08, WM S. 1182). Entsteht der Steuererstattungsanspruch hingegen erst 
nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens, kann gegen ihn bei vorbehaltslosen 
Insolvenzplänen lediglich bis zum Erreichen der Planquote mit 
Insolvenzforderungen unter den allgemeinen Voraussetzungen des § 226 AO 
aufgerechnet werden.“ 

h) Im dritten Absatz der Nummer 12.1 und im achten Absatz der Nummer 12.2 des 
AEAO zu § 251 wird jeweils der Hinweis auf das BMF-Schreiben zu den Kriterien 
für die Entscheidung über einen Einigungsversuch zur außergerichtlichen 
Schuldenbereinigung wie folgt gefasst: 

„BMF-Schreiben vom 27.1.2021, BStBl I S. 152“ 

i) Die Nummern 12.3 bis 13.2 werden durch folgende Nummern 12.3 bis 13.3 ersetzt: 

 „12.3 Eröffnetes Insolvenzverfahren  

Grundsätzlich sind die Bestimmungen für das Regelinsolvenzverfahren anzuwenden.  

Auch ein Insolvenzplan kann durchgeführt werden (siehe AEAO zu § 251, Nr. 11). 
Die Regelungen zur Eigenverwaltung gelten jedoch nicht (§ 270 Abs. 2 InsO). 

Im Übrigen wird auf Abschnitt 63 VollstrA hingewiesen. 

13.  Eigenverwaltung 

Die Vorschriften der Eigenverwaltung gelten nicht für 
Verbraucherinsolvenzverfahren i. S. v. §§ 304 ff. InsO (§ 270 Abs. 2 InsO). 

13.1 Vorläufiges Eigenverwaltungsverfahren 

Stimmt das Gericht dem Antrag des Schuldners auf Anordnung der Eigenverwaltung 
zu (§ 270a Abs. 1 InsO), hat es einen vorläufigen Sachwalter (§ 270b Abs. 1 InsO) 
zu bestellen und kann vorläufige Maßnahmen nach § 21 Abs. 1 und 2 Nr. 1a, 3 bis 5 
InsO anordnen. Des Weiteren hat das Gericht auf Antrag des Schuldners anzuordnen, 
dass der Schuldner Masseverbindlichkeiten begründet. § 55 Abs. 2 InsO gilt 
entsprechend (§ 270c Abs. 4 InsO). 

In Insolvenzverfahren, die ab dem 1.1.2021 beantragt wurden, gelten bestimmte 
Steuerverbindlichkeiten des Insolvenzschuldners, die vom Schuldner nach 
Bestellung eines vorläufigen Sachwalters begründet worden sind, nach Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens als Masseverbindlichkeit (§ 55 Abs. 4 InsO). 
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eröffneten Insolvenzverfahren nach den allgemeinen Vorschriften über den 
Insolvenzplan entschieden. 

Die vorläufige Eigenverwaltung wird durch Bestellung eines vorläufigen 
Insolvenzverwalters aufgehoben. Dies kann auch auf Antrag eines 
Insolvenzgläubigers erfolgen (§ 270e Abs. 2 InsO). 

13.2  Besonderheiten bei der Vorbereitung einer Sanierung nach § 270d InsO 
 (Schutzschirm) 

Bei einer angestrebten Sanierung nach § 270d InsO kann das Insolvenzgericht auf 
Antrag des Schuldners eine Frist zur Vorlage eines Insolvenzplans bestimmen 
(§ 270d Abs. 1 Satz 1 InsO). Die Frist darf höchstens drei Monate betragen. 

Stimmt das Gericht dem Antrag des Schuldners zu, hat es einen vorläufigen 
Sachwalter (§ 270b Abs. 1 InsO) zu bestellen und vorläufige Maßnahmen nach § 21 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 InsO anzuordnen, wenn der Schuldner dies beantragt (§ 270d 
Abs. 3 InsO). 

13.3 Eröffnung des Insolvenzverfahrens 

Auf Antrag des Schuldners oder der Gläubigerversammlung kann das 
Insolvenzgericht die Eigenverwaltung der Insolvenzmasse gem. §§ 270 ff. InsO unter 
der Aufsicht eines Sachwalters anordnen, wenn dadurch nicht Gläubigerinteressen 
beeinträchtigt werden (z. B. durch Verfahrensverzögerung). 

Die insolvenzrechtlichen Vorschriften bleiben durch die Eigenverwaltung - von 
wenigen Ausnahmen abgesehen - unberührt. Im Grunde sind nur Befugnisse des 
Insolvenzverwalters auf den Schuldner selbst zu übertragen. Insolvenzforderungen 
sind schriftlich beim Sachwalter zur Tabelle anzumelden (§ 270f Abs. 2 InsO). Die 
Forderungen können vom Schuldner, vom Sachwalter oder von anderen 
Insolvenzgläubigern bestritten werden; sie gelten insoweit als nicht festgestellt 
(§ 283 Abs. 1 InsO). Zur Feststellung der bestrittenen Forderungen sind die 
Ausführungen des AEAO zu § 251, Nr. 5.3 entsprechend anzuwenden. Die Regelung 
des AEAO zu § 251, Nr. 5.3.2 findet in der Eigenverwaltung keine Anwendung, da 
§ 178 Abs. 1 Satz 2 InsO nicht gilt. 

Auswirkungen auf das Besteuerungsverfahren (z. B. die Veranlagungszeiträume) 
ergeben sich durch die Anordnung der Eigenverwaltung nicht. Umsatzsteuerlich 
kommt es aber mit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens zu einer Aufspaltung des 
Unternehmens in mehrere Unternehmensteile, zwischen denen einzelne 
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verrechnet werden können. Zu den Einzelheiten vgl. AEAO zu § 251, Nr. 9.2 sowie 
UStAE Abschnitt 17.1 Abs. 11. Da der Schuldner im Fall der Eigenverwaltung 
jedoch selbst rechtsgeschäftlich mit Verfügungsbefugnis handeln kann, der 
Sachwalter demgegenüber nur Kontroll- und Aufsichtspflichten ausübt, ist der 
Schuldner selbst steuerlich als Vertreter der Insolvenzmasse i. S. v. §§ 34, 35 AO 
anzusehen. Daher ist er Bekanntgabeadressat für alle die Insolvenzmasse 
betreffenden Verwaltungsakte. 

Die Eigenverwaltung kann auf Antrag der Gläubigerversammlung, des Schuldners 
oder eines Gläubigers, der entsprechende Gründe glaubhaft zu machen hat, 
aufgehoben werden (§ 272 InsO). 

Auf Insolvenzverfahren in Eigenverwaltung, die vor dem 1.1.2021 beantragt worden 
sind, sind die bis dahin geltenden Vorschriften der InsO weiter anzuwenden. Insoweit 
ist der AEAO zu § 251 in der Fassung des BMF-Schreibens vom 21.1.2014 (BStBl I 
S. 290), zuletzt geändert durch das BMF-Schreiben vom 28.1.2021 (BStBl I S. 145), 
anzuwenden. 

Wenn die Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung des Schuldners auf die COVID-
19-Pandemie zurückzuführen ist, sind auf Eigenverwaltungsverfahren, die in 2021 
beantragt worden sind, die §§ 270 bis 285 InsO in der bis zum 31.12.2020 geltenden 
Fassung weiter anzuwenden.“ 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
 
Im Auftrag 
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